THURINGER LANDTAG
7. Wahlperiode

Anderungsantrag

der Fraktion der AfD

zu der Beschlussempfehlung des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses
- Drucksache 7/3779 -

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
-Drucksache 7/3300 -

Thiiringer Gesetz zur Einflihrung eines Altersgeldes so-
wie zur Anderung versorgungs-, besoldungs- und ande-
rer dienstrechtlicher Vorschriften

Die Beschlussempfehlung erhalt folgende Fassung:
"Der Gesetzentwurf wird mit folgenden Anderungen angenommen:
I. Artikel 1 wird wie folgt gedndert:

1.  § 3 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:

'(3) Altersgeldberechtigte konnen innerhalb eines Monats nach
der Festsetzung nach § 10 Abs. 1 durch schriftliche Erklarung
gegeniber der fur die Entlassung zustandigen Stelle auf den An-
spruch auf Altersgeld verzichten. Der Verzicht nach Satz 1 ist
unwiderruflich. Fur diesen Fall erfolgt eine Nachversicherung in
der gesetzlichen Rentenversicherung oder einem Berufsstandi-
schen Versorgungswerk sowie die Zahlung einer ergdnzenden
Altersgeldabfindung nach § 17.'

2. §4 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:
'(1) Unter den Voraussetzungen des § 43 ThirBeamtVG und im
Falle der Inanspruchnahme der Altersgeldabfindung nach § 17
erlischt der Anspruch auf Altersgeld.’

3. § 10 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 1 Satz 1 wird das Wort 'sechs' durch das Wort 'drei'
ersetzt.
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b) Folgender Absatz 6 wird angefiigt:

'(6) Die fur die Festsetzung des Altersgeldes zustandige Be-
hdérde hat auch die Auskinfte zum Anspruch auf Altersgeld
zu erteilen.’

4. § 16 erhalt folgende Fassung:

'§ 16
Weiterer Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt auch fiir ehemalige Beamte auf Lebens-
zeit des Landes, der Gemeinden, Landkreise und anderen Ge-
meindeverbande sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes
unterstehenden Koérperschaften, Anstalten und Stiftungen des
offentlichen Rechts sowie fir ehemalige Richter auf Lebens-
zeit des Landes, die ab dem 13. Juli 2016 und vor dem ... (ein-
setzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 18 Abs. 1 dieses
Gesetzes) auf Antrag aus dem Beamten- oder Richterverhalt-
nis entlassen wurden, um eine berufliche Tatigkeit in einem Mit-
gliedstaat der Europaischen Union oder in einem Land aufzu-
nehmen, in dem nach einem Assoziierungsabkommen mit der
Europaischen Union Artikel 45 des Vertrages Uber die Arbeits-
weise der Europaischen Union zur Anwendung gelangt, sowie
fur deren Hinterbliebene. Ein Anspruch auf Altersgeld entsteht
nur auf schriftlichen oder elektronischen Antrag des Berechtigten
nach Satz 1, der auch fir das Vorliegen der Voraussetzungen
des Satzes 1 den Nachweis zu erbringen hat. Auf das Erforder-
nis der Antragstellung nach Satz 1 ist der Altersgeldberechtigte
schriftlich oder elektronisch im Rahmen der Festsetzung nach
§ 10 Abs. 1 hinzuweisen. Fir die von Satz 1 erfassten ehemali-
gen Beamten oder Richter sowie ihre Hinterbliebenen findet § 6
Abs. 2 keine Anwendung.

(2) Die sich aus der Nachversicherung der altersgeldfahigen
Dienstzeit ergebende Rente wird in vollem Umfang auf das Al-
tersgeld, Witwenaltersgeld oder Waisenaltersgeld angerechnet.

(3) § 3 Abs. 3 gilt sinngemal.'
5. § 17 erhalt folgende Fassung:

'§ 17
Altersgeldabfindung

(1) Im Falle des Verzichts auf Altersgeld erhalt der ausgeschie-
dene Berechtigte eine Altersgeldabfindung, soweit der Kapital-
wert des Altersgeldanspruchs nach Absatz 2 die an die Nachver-
sicherungsgesellschaft nach § 8 Abs. 2 SGB VI abzufiihrenden
Rentenbeitrage Ubersteigt.

(2) Der Kapitalwert des Altersgeldanspruchs ermittelt sich nach
§ 14 Abs. 1 Bewertungsgesetz. Dabei ist der Jahreswert der Jah-
resbetrag des vorausberechneten Altersgeldes. Der anzusetzen-
de Vervielfaltiger ist aus der Sterbetafel des Statistischen Bun-
desamts zum 1. Januar desjenigen Jahres zu ermitteln, in dem
der Berechtigte aus dem Dienst ausscheidet. Dabei ist als er-
reichtes Lebensalter die zum Zeitpunkt des Ausscheidens guil-
tige Regelaltersgrenze nach § 25 Abs. 1 bis 3 Thiringer Beam-
tengesetz (ThirBG) anzusetzen.
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(3) Die Altersgeldabfindung ist einen Monat nach Eingang der
Verzichtserklarung, friihestens einen Monat nach dem Ausschei-
den aus dem Dienst fallig.

(4) Bei erneuter Berufung in ein Beamtenverhaltnis wird die Al-
tersgeldabfindung in entsprechender Anwendung des § 72 Thar-
BeamtVG auf die Versorgungsbeziige angerechnet.

(5) Ein Anspruch auf Abfindung besteht nicht, wenn das Be-
amtenverhaltnis ohne den Antrag durch Entfernung aus dem
Beamtenverhaltnis oder wegen einer vor Beendigung des Be-
amtenverhaltnisses begangenen Tat durch den Verlust der Be-
amtenrechte geendet hatte.'

6. Der bisherige § 17 wird § 18.

7. Die Inhaltstibersicht wird den vorstehenden Anderungen ange-
passt.

II. Artikel 3 Nr. 13 erhalt folgende Fassung:
'"13. § 60 Abs. 1 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

»Die Beamten der Kriminalpolizei erhalten als Kleidergeld eine
Vergltung in H6he von 20,50 Euro monatlich.«

. Artikel 6 Nr. 2 erhalt folgende Fassung:
'2. § 6 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

»(1) Fir Mehraufwendungen fur Verpflegung wird fir jeden Ka-
lendertag einer Dienstreise mit einer Abwesenheit von der Woh-
nung und der Dienststatte ein Tagegeld in Hohe derin § 9 Abs. 4a
Satz 3 Nr. 1 bis 3 Einkommensteuergesetz (EStG) in der jeweils
geltenden Fassung genannten Betrage gewahrt. Die steuerlichen
Bestimmungen des § 9 Abs. 4a EStG sind analog anzuwenden.«™

Begriindung:
Zu Nummer |
Zu Nummer 1

§ 3 Abs. 3 nimmt die Moglichkeit der Abfindung des Altersgeldanspruchs
auf.

Laut der dem Gesetzentwurf zugrunde liegenden EuGH-Rechtsprechung
muss es dem ausscheidenden Beamten gelingen, eine der Pension be-
ziehungsweise dem Altersgeld adaquate Altersversorgung aufzubauen.
Eine ergdnzende Versorgungsabfindung ist im Vergleich zu einem Al-
tersgeld personalwirtschaftlich nicht nachteilig und verwaltungsékono-
misch vorteilhaft. Die konkrete Ausgestaltung der Regelung erfolgt im
neugefassten § 17 (siehe Erlauterung zu Nummer 5).

Zu Nummer 2
Da die Altersgeldabfindung den Anspruch auf Altersgeld in der unter

Nummer 6 erlauterten Form erfiillt, ist durch Ergéanzung des § 4 Abs. 1
zu regeln, dass jegliche weitere Versorgungsanspriche aus dem Dienst-
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verhaltnis enden. Mit der Inanspruchnahme der Abfindung sind die Vo-
raussetzungen des § 8 Abs. 2 SGB VI auf Nachversicherung (konkret:
"das unversorgte Ausscheiden") erfillt.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Aus dem Bericht zur Evaluierung des Altersgeldgesetzes (AltGG Bund),
Seite 49, ergibt sich, dass die Bearbeitungsdauer von drei Monaten még-
lich und sachlich sinnvoll ist.

Bereits im Falle des Nachversicherungsverfahrens sind die Diensther-
ren gehalten, die Nachversicherung "unverziglich" durchzuflihren, da die
Beitrage gemal § 184 Abs. 1 SGB VI sofort fallig werden (Der Dienst-
herr errechnet bisher die zu zahlenden Nachversicherungsbeitrage und
zahlt diese unmittelbar an den zustandigen Rentenversicherungstrager
aus - § 185 Abs. 1 SGB VI). Gleichzeitig erstellt er sowohl dem Nachver-
sicherten als auch dem Rentenversicherungstrager eine Nachversiche-
rungsbescheinigung. Hierbei handelt es sich nach § 185 Abs. 3 SGB VI
um eine Bescheinigung Uber den Nachversicherungszeitraum und die
der Nachversicherung in den einzelnen Kalenderjahren zugrunde ge-
legten beitragspflichtigen Einnahmen. Au3erdem sind nach § 181 Abs. 4
SGB VI Dynamisierungsbeitrage zu leisten.

Zu Buchstabe b

Diese Regelung erfolgt in Anlehnung an die Regelung auf Bundesebe-
ne - dort § 10 Abs. 7 AltGG Bund.

Zu Nummer 4

Die Beschlussempfehlung wird im neuen Absatz 1 des § 16 um einen
Satz zur Antragserfordernis erganzt, um eine analoge Regelung zu § 9
Abs. 2 fiir den betroffenen Personenkreis zu schaffen.

Zur Klarheit des Gesetzestextes wird § 16 in drei Absatze mit dem jetzt
separaten Absatz 2 gegliedert.

Der Verweis im hinzugefugten § 3 Abs. 3 ist erforderlich, da die Méglich-
keit der Altersgeldabfindung neu geschaffen wurde und auch den ab dem
13. Juli 2016 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zugéanglich sein muss.

Zu Nummer 5

Der neue § 17 regelt in Absatz 1 die Mdglichkeit der finalen Trennung
des Dienstherrn vom ausscheidenden Beamten durch eine Abfindung
des ansonsten wegen des Anspruchs auf Altersgeld weiter zu verwal-
tenden Beamten (sowie gegebenenfalls Hinterbliebener).

Wie schon die Landesregierung in ihrer Gesetzesbegriindung erwahnt,
kann alternativ zum Altersgeld auch die Zahlung einer Versorgungsab-
findung der EuGH-Rechtsprechung Rechnung tragen.

Bayern zum Beispiel sieht in dieser Alternative (gewahlt mit Artikel 99a
BayBeamtVG fir den Fall des Wechsels in den 6ffentlichen Dienst ei-
nes EU-Mitgliedsstaats) gegeniiber dem Altersgeld personalwirtschaft-
liche Vorteile, die die bayerische Staatsregierung in ihrem Bericht vom
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16. Oktober 2012 an den Bayerischen Landtag ausfiihrlich dargestellt
hat (Drucksache 17/20990).

Dass dieser Weg eine weniger verwaltungsintensive Lésung darstellt,
liegt auf der Hand, denn der Dienstherr entledigt sich damit eines jegli-
chen weiteren Erfullungsaufwands, namentlich der anderenfalls lebens-
lang bestehenden Verwaltungspflichten, zu denen nach § 14 beispiels-
weise auch der Versorgungsausgleich bei Scheidung gehort.

Dynamisierungsverpflichtungen und die eventuelle Hinterbliebenenver-
sorgung oder eine vorzeitige Alterssicherung aufgrund von Erwerbs-
minderung bleiben infolge des Wegfalls der Alimentationsverpflichtung
ebenfalls erspart. Damit ist eine haushaltsschonende Lésung gefunden.

Absatz 2 regelt die konkrete Berechnung der Altersgeldabfindung.

Mit der Abfindung auf Basis der Kapitalisierung lebenslanger Leistun-
gen nach § 14 Abs. 1 Bewertungsgesetz (BewG) ist eine verwaltungs-
arme und praktikable Lésung in das ThirAltGG aufgenommen worden.
Der Berechnung des Barwerts (auch genannt Kapitalwert) liegt die pro-
gnostizierte Bezugsdauer zugrunde.

Diese beginnt mit dem Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze bis zur
statistischen Lebenserwartung im Zeitpunkt des Ausscheidens. Die fir
Bewertungsstichtage ab dem 1. Januar 2021 anzuwendenden Vervielfal-
tiger nach § 14 Abs. 1 BewG werden jahrlich - zuletzt mit BMF-Schreiben
vom 28. Oktober 2020 veréffentlicht (IV C 7 - S 3104/19/10001:005) - so-
genannte "Sterbetafel" aktualisiert. Hiernach betragt der aktuelle Ver-
vielfaltiger bei dem Regelalterseintritt mit 67 Jahren bei Mannern 10,955
bei einer durchschnittlichen Lebenserwartung von 16,49 Jahren und bei
Frauen 12,088 bei einer durchschnittlichen Lebenserwartung von 19,45
Jahren ab Vollendung der Regelaltersgrenze. Da vorgenannter vom Bun-
desministerium der Finanzen veréffentlichter Vervielfaltiger unter Berlick-
sichtigung von Zwischenzinsen und Zinseszinsen (aktuell mit 5,5 Pro-
zent) errechnet wird, ist eine nochmalige Abzinsung nicht vorzunehmen.
Die pauschale Anknlipfung an die gesetzliche Regelaltersgrenze ist
gerechtfertigt, da mit dem Ausscheiden beim bisherigen Dienstherrn
zwangslaufig die Mdéglichkeit verloren geht, von Antragsaltersgrenzen
Gebrauch zu machen.

Gegenliber dem Bayerischen Berechnungsmodell (siehe Ergénzungs-
abfindungsbekanntmachung - BeVBek im BayMBI. Nr. 227) ist diese
Berechnung praktikabel und bedarf durch den Verweis auf das Bewer-
tungsgesetz mit den jahrlich erscheinenden Sterbetafeln keiner jahrli-
chen Anpassung.

Absatz 3 regelt die Falligkeit der Altersgeldabfindung.
Absatz 4 dient der Gleichstellung mit Renten, die zur Vermeidung einer
Uberversorgung nach Riickkehr eines Beamten zu einem Dienstherrn
im Geltungsbereich des Thiringer Beamtenversorgungsgesetzes auf
die Versorgungsbeziige angerechnet werden kénnen.
Die Regelung in Absatz 5 dient der Vermeidung von "Mitnahmeeffekten".

Zu Nummer 6

§ 17 der Beschlussempfehlung wurde zu § 18.
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Zu Nummer 7

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, die durch den Ein-
schub des neuen § 17 erforderlich wird.

Zu Nummer Il
Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung.
Zu Nummer llI

Die steuerlichen Regelungen zu Verpflegungspauschalen bei beruflich
bedingter Auswartstatigkeit wurden in § 9 Abs. 4a Einkommensteuerge-
setz bereits im Jahr 2014 in der Form verandert, dass die Mindestabwe-
senheitszeiten verringert und statt der bisherigen dreistufigen Staffelung
eine zweistufige Staffelung der Pauschalen eingefiihrt wurde. Das Rei-
sekostenrecht Thiringens war dem bisher nicht gefolgt, sodass bei ei-
ner Abwesenheit von weniger als 14 Stunden keine Tagegelder gezahlt
wurden. Thuringen ist im Bundesvergleich das einzige Bundesland mit
entsprechend fehlender Vergltung des Mehraufwands fir Verpflegung
bei einer Abwesenheit von Uber acht Stunden.

Die Beschaftigten haben daher allenfalls die Mdglichkeit, diesen Auf-
wand in ihrer Steuererklarung geltend zu machen. Damit aber erfullt der
Dienstherr seine Fursorgepflicht nicht angemessen.

Mit der Gewahrung der steuerlichen Pauschbetrage fir Verpflegungs-
mehraufwand kann es gelingen, fiir alle Beschaftigten der Verwaltung
und Justiz, die im Interesse des Freistaats Thiringen einen Auf3endienst
leisten, diesen wieder attraktiver zu gestalten, zumal die Zahlung als
Werbungskostenersatz steuer- und beitragsfrei moglich ist. Jeder Arbeit-
geber in der freien Wirtschaft wiirde dieses personal- und verwaltungs-
O6konomische Gestaltungsinstrument nutzen. Die Harmonisierung von
einkommensteuer- und reisekostenrechtlichen Vorschriften zur Verpfle-
gungspauschale ist zudem schon deshalb sinnvoll, weil es dem Bediens-
teten unter Umstanden die Steuererklarung erspart. Mit dem Verweis
in das Einkommensteuergesetz ertbrigen sich kiinftige Anpassungen.

Zu den Kosten

Beziiglich des Altersgeldes gelten die Ausfiihrungen im Gesetzentwurf
der Landesregierung in Drucksache 7/3300. Die Kommunen finanzie-
ren die Altersgeldabfindung tber Umlagen an den kommunalen Versor-
gungsverband.

Die Mehrausgaben bei Reisekosten finanzieren die Kommunen aus
dem kommunalen Finanzausgleich. Fur die Beschaftigten im Land gel-

ten die Ausfiihrungen im Gesetzentwurf der Landesregierung in Druck-
sache 7/3300.

Fur die Fraktion:

Braga



	Thüringer Gesetz zur Einführung eines Altersgeldes sowie zur Änderung versorgungs-, besoldungs- und anderer dienstrechtlicher Vorschriften
	Begründung:
	Zu Nummer I
	Zu Nummer 1
	Zu Nummer 2
	Zu Nummer 3
	Zu Buchstabe a

	Zu Nummer 4
	Zu Nummer 5
	Zu Nummer 6
	Zu Nummer 7

	Zu Nummer II
	Zu Nummer Ill
	Zu den Kosten



